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Architekturbiiro Horak; bis 09:11 Uhr, nach TOP 4

bis 09:13 Uhr, wahrend TOP 6.4
bis 09:13 Uhr, wahrend TOP 6.4



Die Sitzung hat folgende Tagesordnung:

Offentliche Sitzung

1.

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

Information des staatlichen Landratsamtes lUber die Amtszeitverlangerung bzw. das
Amtszeitende von Mitgliedern der Naturschutzwacht

Neuausweisung des Landschaftsschutzgebietes "Talraum der Schwabach" in der
Gemeinde Uttenreuth; Information Gber den aktuellen Sachstand

3. Anderung der Verordnung liber das Landschaftsschutzgebiet "Naturpark Steigerwald"

Anderung der Abfallgebuihrensatzung und der Wertstoffhofbenutzungsordnungen;
Redaktionelle Anpassungen

Vereinbarungen zwischen Landkreis und Gemeinden bei der Abfallentsorgung;
Umsetzung des 8§ 2b UStG

Klimaschutzmanagement im Landkreis
Fortfihrung der Online-Solarsprechstunde

Gewahrung von Zuschussen an die Landkreisgemeinden fur die Erstellung von
Energiekonzepten bei der Planung von Neubaugebieten

Fortfihrung der Energieberatungsdienstleistungen des Kommunalen
Energiemanagements

Fortfihrung des Foérderprogramms zur Férderung von Elektrorollern, S-Pedelecs und E-
Lastenrader

Einrichtung einer weiteren 0,5 Stelle im Bereich Klimaschutz sowie Antrag der LOP vom
04.10.2022 "Aufstockung im Stellenplan bei den Klimaschutzbeauftragten um eine halbe
Stelle in 2023"

Anfrage der Kreistagsfraktion Blindnis 90 / Die Griinen vom 09.06.2022; Aktueller Stand
des Integrierten Klimaschutzkonzeptes des Landkreises ERH von 2012

Es besteht Beschlussfahigkeit. Die Einladung zur Sitzung erfolgte ordnungsgemaf am 14.10.2022;
die Mehrheit der Mitglieder ist anwesend und stimmberechtigt.



Offentliche Sitzung

1. Information des staatlichen Landratsamtes Uber die Amtszeitverlangerung
bzw. das Amtszeitende von Mitgliedern der Naturschutzwacht

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfugung gestellt. Landrat Alexander Tritthart dankt allen, die sich bereiterklaren,
dieses Ehrenamt auszutben. Frau Dr. Kolbet bittet um Information, wo die beiden
Naturschutzwachter eingesetzt sind. Diese Information soll nachgereicht werden. Auf
die Anlage zur Niederschrift wird verwiesen.

2. Neuausweisung des Landschaftsschutzgebietes "Talraum der Schwabach" in
der Gemeinde Uttenreuth; Information tGber den aktuellen Sachstand

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfligung gestellt.

3. 3. Anderung der Verordnung lber das Landschaftsschutzgebiet "Naturpark
Steigerwald"

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfligung gestellt.

Der zustandige Planer des Architekturbiiros Horak, Herr Dipl. Ing. (FH) Gerhard
Horak, stellt erganzend zur Beschlussvorlage kurz den Sachverhalt dar. Mit dem
Tausch der Naturschutzflachen bringe man insgesamt mehr Flache ein, als
entnommen werde. Durch den Flachentausch und der Nutzung durch eine
Reitstallanlage erhalte man insgesamt einen Mehrwert. Kreisratin Dr. Kolbet kritisiert
die bereits Ofter vorkommenden Flachenanderungen. Sie werde dem
Beschlussvorschlag nicht zustimmen. Auf Nachfrage teilt Regierungsdirektorin Anne-
Marie Mduller mit, dass die friher geplante Mikroalgenkultivierungsanlage nicht
realisiert wurde, weshalb auch die damalige Flachenherausnahme nicht
rechtswirksam geworden sei.

Der Ausschuss fur Umweltfragen und Abfallwirtschaft beschlief3t:
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Anderungsverfahren zur Gebietsherausnahme
und Neuabgrenzung des Landschaftsschutzgebietes ,Naturpark Steigerwald®

innerhalb des Landkreises Erlangen-Héchstadt entsprechend dem Sachvortrag der
Verwaltung einzuleiten und fur die Gremien vorzubereiten

Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 13 Nein: 4 Anwesend: 17



Anderung der Abfallgebihrensatzung und der
Wertstoffhofbenutzungsordnungen; Redaktionelle Anpassungen

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfugung gestellt. Auf die Anlage zur Niederschrift wird verwiesen.

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft empfiehlt dem
Kreistag, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Der Kreistag beschlieRt die beigefiigte 6. Anderungssatzung zur
Gebulhrensatzung.

2. Die Benutzungsordnungen des Landkreises Erlangen-Hoéchstadt fur die
Anlieferung von Abfallen und Wertstoffen am Recyclinghof Eckental, am
Recyclinghof Baiersdorf und am Recyclinghof Verwaltungsgemeinschaft
Uttenreuth werden entsprechend angepasst. Insbesondere wird die
Begrifflichkeit ,privatrechtliches Entgelt/Entgelt* durch ,Geblhr* ersetzt.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Benutzungsordnungen entsprechend zu
andern und zu verdéffentlichen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17

Vereinbarungen zwischen Landkreis und Gemeinden bei der Abfallentsorgung;
Umsetzung des 8§ 2b UStG

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfigung gestellt. Landrat Alexander Tritthart teilt mit, dass im Anschluss an die
Sitzung die Gemeinden informiert werden. Auf die Anlage zur Niederschrift wird
verwiesen.

1. Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft stimmt
dem von der Verwaltung vorgeschlagenen Vorgehen zu.

2. Die Verwaltung wird ermachtigt, bei Uberschreiten der Jahresumsatzgrenze
von 17.500 € die Vereinbarung Uber die Errichtung und den Betrieb von
Wertstoffinseln in Abstimmung mit der jeweils betroffenen Gemeinde
dahingehend zu &ndern, dass sich das vereinbarte Entgelt als Netto-Betrag
versteht.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17



6.1

6.2

Klimaschutzmanagement im Landkreis
Fortfihrung der Online-Solarsprechstunde

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfligung gestellt.

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

1. Mit der Fortfuhrung der Online-Solarsprechstunde bis einschlie3lich dem Jahr
2025 besteht Einverstandnis.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die fir die Durchfiihrung der Online-
Solarsprechstunde notwendigen Haushaltsmittel in Héhe von jeweils 10.000 € in
den Jahren 2023, 2024 und 2025 in den Kreishaushalt einzuplanen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17

Gewéhrung von Zuschissen an die Landkreisgemeinden fur die Erstellung von
Energiekonzepten bei der Planung von Neubaugebieten

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfligung gestellt.

Der Ausschuss fir Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

1. Mit der Erhoéhung der Zuschisse an die Landkreisgemeinden fur die
Erstellung von Energiekonzepten bei der Planung von Neubaugebieten je
Konzept von 1.000 € auf 5.000 € besteht Einverstandnis.

2. Ab dem Jahr 2023 betragt das jahrliche Budget fiir die Zuschisse 15.000 €.
Die Verwaltung wird beauftragt, die fir die Umsetzung des Projekts
notwendigen Haushaltsmittel bis zum Inkrafttreten einer bundesweiten Pflicht
zur kommunalen Warmeplanung in den jeweiligen Kreishaushalt
einzuplanen.

3. Die Fordervoraussetzungen in reinen Neubaugebieten beinhalten als
Warmequellen nur Geothermie, Umwelt- und Solarwéarme.

4. In Gebieten mit Bestandsgebauden konnen auch Detailkonzepte zu
Nahwarme bezuschusst werden.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17



6.3

6.4

Fortfihrung der Energieberatungsdienstleistungen des Kommunalen
Energiemanagements

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfugung gestellt. Auf die Anlage zur Niederschrift wird verwiesen.

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, fur die Energieberatungsdienstleistungen ab dem
Jahr 2023 30.000 € pro Jahr in den Kreishaushalt einzuplanen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17

Fortfihrung des Forderprogramms zur Foérderung von Elektrorollern, S-
Pedelecs und E-Lastenrader

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfligung gestellt.

In der Diskussion spricht sich die Mehrheit fir eine Fortfihrung der Foérderung von
Elektroroller, S-Pedelecs und E-Lastenrader aus. Gerade vom Landkreis Erlangen-
Hochstadt als Pionier dieser Forderung geht eine Signalwirkung aus. Das Angebot
werde sehr gut angenommen, weshalb auch eine Aufstockung des Budgets
notwendig sei. Man befinde sich in diesem Bereich der Elektromobilitdt noch am
Beginn. Kritisch gesehen wird jedoch, dass es neben der Férderung durch den
Landkreis auch Forderungen von Bund und Kommunen gebe. Zudem kdnne man mit
dem Verkauf von CO2-Zertifikaten jahrlich profitieren. Man misse aufpassen, dass
durch Mehrfachférderungen ein Gewinn ermoéglicht werde. Ebenso wird
vorgeschlagen, das Geld in andere Projekte wie z. B. in den Aufbau der
Ladeinfrastruktur zu investieren. Landrat Alexander Tritthart spricht sich aktuell fur
eine Aufstockung und Fortfilhrung der Forderung aus. Man misse jedoch in der
nachsten Forderperiode wieder die Sinnhaftigkeit diskutieren und andere
Forderprojekte im Auge behalten.

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

1. Das Forderprogramm zur Forderung von Elektrorollern, S-Pedelecs und E-
Lastenrddern wird bis 31.12.2025 verlangert. Die Forderrichtlinien werden
dementsprechend angepasst.

2. Die jahrliche maximale Férderung wird auf 20.000 € festgesetzt. Die Verwaltung
wird beauftragt, die fur die Umsetzung des Projekts notwendigen Haushaltsmittel
in den Jahren 2023, 2024 und 2025 in den Landkreishaushalt einzuplanen.

Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 15 Nein: 2 Anwesend: 17



6.5

6.6

Einrichtung einer weiteren 0,5 Stelle im Bereich Klimaschutz sowie Antrag der
LOP vom 04.10.2022 "Aufstockung im  Stellenplan bei den
Klimaschutzbeauftragten um eine halbe Stelle in 2023"

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurde zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zur
Verfiigung gestellt. Parallel zum Vorschlag der Verwaltung beantragt die LOP eine
zusatzliche 0,5 Stelle fur 2023 sowie eine jahrliche Prifung des Bedarfs. Dieser
Antrag wurde den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft zur Verfligung gestelit.

Kreisrat Manfred Reinhart sowie Kreisratin Gabriele Dirsch fihren aus, dass eine
zentrale Stelle im Landratsamt fir alle Landkreiskommunen von Vorteil sei. Hier
kénne man Kompetenzen bindeln. Die vorgeschlagene Schaffung einer 0,5 Stelle
im Klimaschutz werde daher ausdriicklich begrif3t. Insoweit habe sich der Antrag der
LOP vom 04.10.2022 erledigt.

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

1. Im Stellenplan des Landkreishaushaltes fiir das Haushaltsjahr 2023 ist eine
unbefristete 0,5 Stelle im Klimaschutz mit einer Eingruppierung in EG 11
TV6D zu schaffen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Haushaltsmittel ab dem Jahr
2023 einzuplanen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 17 Nein: 0 Anwesend: 17

Anfrage der Kreistagsfraktion BlUndnis 90 / Die Grinen vom 09.06.2022;
Aktueller Stand des Integrierten Klimaschutzkonzeptes des Landkreises ERH
von 2012

Den Mitgliedern des Ausschusses fur Umweltfragen, Klimaschutz und
Abfallwirtschaft wurden zu diesem Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage sowie
die Anfrage der Kreistagsfraktion Biindnis 90 / Die Grinen vom 09.06.2022 zum
aktuellen Stand des Integrierten Klimaschutzkonzeptes zur Verfugung gestellt.

Die Beschatftigten im Bereich Klimaschutz, Frau Ulrike Saul und Frau Luisa Pscherer
prasentieren den Zwischenstand der CO2-Bilanz im Landkreis Erlangen-Hochstadt.
Das Fazit wird gleich zu Beginn gezogen. Man sei vom gesetzten Ziel aktuell weit
entfernt. Bisher sei man einen kleinen Schritt gegangen, ein groR3er liege noch vor
dem Landkreis Erlangen-Héchstadt. Die vorgelegte CO2-Bilanz vergleicht das Jahr
2020 mit dem Ausgangsjahr 2010. Insgesamt reduzierten sich die CO2-Emissionen
um 7,5%. Vor allem im Bereich Warme und Strom konnten Emissionen verringert
werden. Der Verkehrssektor hat hingegen zugelegt. Hier gebe es noch viel Potenzial,
ebenso sehe man noch Potenzial bei der Nutzung von geeigneten Dachflachen fur
Photovoltaikanlagen sowie beim Ausbau der Windenergie. Der Anteil an Elektroautos
liegt bei 1,7 % der derzeit im Landkreis Erlangen-Hdchstadt zugelassenen PKW.
Handlungsspielraum habe der Landkreis im eigenen Wirkungskreis. Bei Sanierungen



-9-

und Neubauten von Landkreisliegenschaften tue man schon sehr viel. In diesem
Zusammenhang verweist Landrat Alexander Tritthart auf den in der Sitzung des
Jugendhilfeausschusses am 26.10.2022 gefassten Beschluss, die
Sanitareinrichtungen des Jugendcamps in Vestenbergsgreuth zu sanieren, statt wie
gefordert einen Neubau zu errichten. Er macht aulRerdem deutlich, dass
Deutschland, Bayern und der Landkreis ERH seinen Teil zum Klimaschutz beitragen
muss, fordert aber von der Bundesregierung Anstrengungen und Gespréache, damit
dies auch weltweit geschehe. Kreisrat Roland Reichelsdorfer verweist diesbeziiglich
auf China, die in den nachsten Jahren einen Rekordverbrauch von Kohle anstreben.

Beschaftigte Ulrike Saul informiert im nachsten Arbeitskreis Klimaschutz tber die
geeignete Gesamtflache fur Photovoltaikanlagen sowie Uber den prozentualen
Anteil, der an kommunalen Flachen belegt werden muss.

Die Prasentation wird der Niederschrift als Anlage beigeflgt.

Erlangen, 28.10.2022

Alexander Tritthart Michael Eger

Landrat

Regierungsamtmann



Anlage zu TOP 1

Liste der Mitglieder der Naturschutzwacht im Landkreis Erlangen-Ho6chstadt

Mitglieder Einsatzbereich

Herr BeilRer NSG Tennenloher Forst
Herr Blumenroder NSG Tennenloher Forst
Herr Dick Eckental

Frau Mirschberger NSG Krausenbechhofen u. NSG Mohrhof

Herr Mohring Hochstadt (6stl. Ortsteile), Gremsdorf, Uttstadt, Aisch
Herr Patig Baiersdorf,Bubrenreuth, Mohrendorf

Frau Schmidt Aurachtal, Herzogenaurach

Herr Solfrank NSG Krausenbechhofen u. NSG Mohrhof

Herr Schwarz Marloffstein, NSG Rahtsberg Wildnis

Herr Wolfle NSG Tennenloher Forst, Kalchreuth




Landkreis Erlangen-H6chstadt

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SG41/023/2022

Sachgebiet: SG 41 - Kommunale Abfallwirtschaft Datum: 14.10.2022
Bearbeitung: Anne-Marie Miiller AZ:

Beratungsfolge Termin Behandlung
Ausschuss fur Umweltfragen, 27.10.2022 offentliche Sitzung

Klimaschutz und
Abfallwirtschaft
Kreistag 27.10.2022 offentliche Sitzung

Anderung der Abfallgebiihrensatzung und der Wertstoffhofbenutzungsordnungen;
Redaktionelle Anpassungen

Anlage:
6. Anderungssatzung im Entwurf

|. Sachverhalt:

Die Abfallgeblihrensatzung soll in 2 Punkten geéndert werden. Es handelt sich hierbei
jeweils um klarstellende Anderungen zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten. Als
Folgeanderung werden die Begrifflichkeiten in den Benutzungsordnungen der Wertstoffhéfe
des Landkreises in Eckental, Baiersdorf und Buckenhof angepasst. Dartiber hinaus wird die
bereits beschlossene Anderung bei der Falligkeit der Gebiihren nochmals mit aufgenommen.

Gebtihrenerhebung an den Wertstoffhéfen:

Ab 01.01.2023 ist in Bezug auf die vereinnahmten Betrdge § 2b UStG zu beachten. In
diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, ob es sich dabei um o&ffentlich-rechtliche
Gebihren (dann keine Umsatzsteuerpflicht) oder privatrechtliche Entgelte (dann
Umsatzsteuerpflicht) handelt. Um den Gebihrencharakter der Einnahmen an den
Wertstoffhdfen zweifelsfrei zu regeln, wird ein neuer § 6 in die Abfallgebiihrensatzung
eingefuigt. Darin wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass an den Wertstoffhéfen
Gebiihren nach Malgabe der Benutzungsordnungen erhoben werden. In den
Benutzungsordnungen soll in der Folge jeweils die Begrifflichkeit ,privatrechtliches Entgelt*
durch ,Gebuhr” ersetzt werden.

Abfallgebtihr als offentliche Last:

Art. 8 Abs. 8i.Vm. Art. 5 Abs. 7 KAG bestimmt, dass die Abfallgebtihr als éffentliche Last auf
dem Grundstlck ruht, sofern sie grundstiicksbezogen ist. Folge ist eine bessere Rangklasse
der Gebuhrenforderung in der Zwangsvollstreckung. Die Abfallgebiihren im Landkreis
Erlangen-Hochstadt sind grundstiicksbezogen ausgestaltet. Zur Vermeidung von
Rechtsunsicherheiten soll auch dies nunmehr ausdriicklich geregelt werden.

Falligkeit der Abfallgebuhren: )
Die vom Kreistag am 30.05.2022 beschlossene Anderungssatzung, die eine Reduzierung



von bislang vier auf nur noch zwei Félligkeiten im Jahr (am 01.04. und am 01.10.) vorsieht,
wurde mit Blick auf den sich abzeichnenden weiteren Satzungsénderungsbedarf noch nicht
veroffentlicht. Diese Anderung wird daher nochmals in die Anderungssatzung mit
aufgenommen.

Il. Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft empfiehlt dem Kreistag,
folgenden Beschluss zu fassen:

1. Der Kreistag beschlieRt die beigefuigte 6. Anderungssatzung zur Gebiihrensatzung.

2. Die Benutzungsordnungen des Landkreises Erlangen-Hochstadt fur die Anlieferung
von Abfallen und Wertstoffen am Recyclinghof Eckental, am Recyclinghof Baiersdorf
und am Recyclinghof Verwaltungsgemeinschaft Uttenreuth werden entsprechend
angepasst. Insbesondere wird die Begrifflichkeit ,privatrechtliches Entgelt/Entgelt®
durch ,Gebuhr” ersetzt.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Benutzungsordnungen entsprechend zu andern
und zu verdffentlichen.



6. Anderungssatzung

zur Abfallgeblihrensatzung des Landkreises Erlangen-Ho6chstadt

Der Landkreis Erlangen-Hochstadt erlasst aufgrund von Art. 7 Abs. 2 und Abs. 5
Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz (BayAbfG) folgende

Anderungssatzung:

Art. 1
1. 81 erhalt folgende Fassung:

.1Der Landkreis Erlangen-Hochstadt erhebt fiir die Benutzung der 6ffentlichen Ab-
fallentsorgungseinrichtungen Gebiihren nach MaBRgabe dieser Satzung. 2Dies
umfasst sowohl die Abfallentsorgung im Holsystem (insb. Hausmiillabfuhr,
Sperrmillabfuhr, Abfuhr Wertstofftonnen, Elektroaltgerateabholung; 88 20 bis 29
Abfallwirtschaftssatzung) als auch im Bringsystem (insb. Wertstoffhtfe, Prob-
lemabfallsammlungen, Garten- und Griingutsammlungen; 88 11 bis 19 Abfallwirt-
schaftssatzung).

2. Nach § 2 Abs. 3 wird folgender neue Absatz 4 eingefilgt:

,Die Gebuhrenschuld ruht als offentliche Last auf dem Grundstlick oder dem Erb-
baurecht (Art. 8 Abs. 8 i.V.m. Art. 5 Abs. 7 KAG), bei Wohnungs- und Teileigen-
tum entsprechend auf dem Wohnungs- und Teileigentum.®

3. In §4 Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 7 Satz 6 wird ,Quartalsfalligkeit” durch ,Falligkeit* er-
setzt.

4. 85 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

5. 8 6 erhélt folgende Fassung:

.8 6

Gebuhrenerhebung an den Wertstoffhofen
Die Erhebung der Gebuhren fur die Anlieferung an den landkreiseigenen Wert-
stoffh6fen in Eckental, in Baiersdorf und in Buckenhof richtet sich nach der jewei-
ligen Benutzungsordnung.”

6. Die bisherigen 88 6 bis 8 werden 88 7 bis 9.



7. Der neue § 8 wird wie folgt geandert:

a) Abs. 1 erhélt folgende Fassung:
,Die Gebuhren fur die regelmallige Mullabfuhr sind mit je der Halfte des Jah-
resbetrages am 01.04. und 01.10. eines jeden Jahres fallig, friihestens jedoch
einen Monat nach Zustellung des Bescheides.”

b) In Abs. 2 wird ,,§ 6 Abs. 2“ durch ,§ 7 Abs. 2° ersetzt.

Art. 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 31.12.2022 in Kraft.

Erlangen, den
Landratsamt Erlangen-Hochstadt

Alexander Tritthart
Landrat



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SG41/024/2022

Sachgebiet: SG 41 - Kommunale Abfallwirtschaft Datum: 14.10.2022
Bearbeitung: Anne-Marie Miiller AZ:

Beratungsfolge Termin Behandlung
Ausschuss fur Umweltfragen, 27.10.2022 offentliche Sitzung
Klimaschutz und

Abfallwirtschaft

Vereinbarungen zwischen Landkreis und Gemeinden bei der Abfallentsorgung;
Umsetzung von § 2b UStG

Anlage:
Vereinbarung Uber die Errichtung und den Betrieb von Wertstoffinseln (Muster)

|. Sachverhalt:

Der Landkreis hat mit den 25 Landkreisgemeinden ,Vertrage tber die Zusammenarbeit im
Bereich der Abfallwirtschaft® geschlossen, die die Mitwirkung der Gemeinden beim
Geblihreneinzug sowie die Verteilung der vom Landkreis beschafften Millsdcke zum
Gegenstand haben. Dartber hinaus bestehen zwischen Landkreis und Gemeinden
,vereinbarungen uber die Errichtung und den Betrieb von Wertstoffinseln® (Muster als
Anlage beigefiigt), die v.a. die Zurverfugungstellung und Sauberhaltung der erforderlichen
Flachen durch die Gemeinden an den Landkreis beinhalten.

Ab 01.01.2023 ist bei der Umsatzbesteuerung der vom Landkreis an die Gemeinden zu
entrichtenden Entgelte § 2b UStG zu beachten.

Eine diesbezigliche Abstimmung der Steuerfachkraft des Landkreises mit dem zustandigen
Finanzamt Erlangen hat Folgendes ergeben:

Beide Vertrdge sind nach Auffassung der Finanzverwaltung als offentlich-rechtlich zu
qualifizieren, so dass die Befreiungstatbesténde des § 2b UStG jeweils anwendbar sind.

Die Mitwirkung der Gemeinden beim Gebihreneinzug und die Verteilung der vom Landkreis
beschafften Mullsacke auf Grundlage der ,Vertrage Uber die Zusammenarbeit im Bereich der
Abfallwirtschaft® sind dem hoheitlichen Bereich zuzurechnen. Die Entgelte, die die
Gemeinden dafir erhalten, unterliegen auch kinftig nicht der Umsatzsteuerpflicht.
Diesbeziiglich besteht daher kein Handlungsbedarf.

Die Leistungen der Gemeinden auf Grundlage der ,Vereinbarungen uber die Errichtung und
den Betrieb von Wertstoffinseln“ sind grundsatzlich steuerbar und umsatzsteuerpflichtig,
wenn im Einzelfall die Jahresumsatzgrenze i.H.v. 17.500 € Uberschritten wird.

Es wird Folgendes Vorgehen vorgeschlagen:



Sofern eine Gemeinde die Jahresumsatzgrenze von 17.500 € uUberschreitet, kann die
jeweilige Vereinbarung dahingehend abgeéndert werden, dass sich das vereinbarte Entgelt
als Netto-Betrag versteht. Dies entsprich dann einer Erhéhung des durch den Landkreis zu
bezahlenden Entgeltes um die durch die jeweilige Gemeinde abzufihrende Umsatzsteuer in
Hobhe von 19 %. Die Landkreisverwaltung stimmt das weitere Vorgehen im Einzelfall mit der
betroffenen Gemeinde ab.

Il. Beschlussvorschlag:

1. Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft stimmt dem von
der Verwaltung vorgeschlagenen Vorgehen zu.

2. Die Verwaltung wird erméchtigt, bei Uberschreiten der Jahresumsatzgrenze von
17.500 € die Vereinbarung Uber die Errichtung und den Betrieb von Wertstoffinseln in
Abstimmung mit der jeweils betroffenen Gemeinde dahingehend zu &ndern, dass sich
das vereinbarte Entgelt als Netto-Betrag versteht.



Vereinbarung

Uber die Errichtung und den Betrieb von Wertstoffinseln

Auf der Grundlage von Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 2 Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz
(BayAbfG) schliel3en

die Gemeinde/der Markt/die Stadt,

nachstehend ,Gemeinde® genannt — vertreten durch den Ersten Burgermeister —

und

der Landkreis Erlangen-Hdochstadt,

nachstehend ,Landkreis“ genannt — vertreten durch Herrn Landrat Irlinger —

folgende Vereinbarung:

§1
Gegenstand, Vertragsgrundlage

(1) Gegenstand der Vereinbarung ist die Errichtung und der Betrieb von Wertstoffinseln fur die
Erfassung von Wertstoffen im Bringsystem bei einer Dichte von 500 Einwohnern pro Wert-
stoffinsel.

(2) Die Mindestausstattung einer Wertstoffinsel umfasst Sammelbehalter fir die ,Fraktionen®
Weil3glas, Griinglas, Braunglas und Altmetall. Die Sammelbehalter werden von dem Betrei-

ber der Dualen Systeme zur Verfiigung gestellt.

(3) Dieser Vereinbarung liegt die Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Erlangen-Héchstadt
vom 23.01.1998 (Amtsblatt Nr. 5, S. 1), zuletzt geandert durch die Anderungssatzung vom
23.11.2005 (Amtsblatt Nr. 49, S. 150 ff.), zugrunde.



§2

Rechte und Pflichten der Gemeinde

(1) Die Gemeinde errichtet auf geeigneten Flachen Wertstoffinseln. Die Flachen werden einver-

nehmlich durch die Gemeinde und den Landkreis festgelegt.

Die Gemeinde fihrt die notwendigen Planungen und Baumalfinahmen fur die Errichtung von
Wertstoffinseln durch. Insbesondere errichtet sie die erforderlichen baulichen Anlagen fir die

Wertstofferfassung und beantragt die erforderlichen 6ffentlich-rechtlichen Genehmigungen.

Auf die Belange der Gemeinde ist besonders Riicksicht zu nehmen.

(2) Anderungen am Bestand der Wertstoffinseln, insbesondere Standortanderungen, sind im
Einvernehmen mit dem Landkreis vorzunehmen. Die Gemeinde teilt beabsichtigte Anderun-
gen maoglichst friihzeitig dem Landratsamt Erlangen-Hochstadt, Sachgebiet 41, mit.

(3) Die Gemeinde sorgt fiir den ordnungsgemafen Betrieb, die Uberwachung und die Instand-

haltung der Flachen fir die Wertstoffinseln.

Insbesondere sorgt die Gemeinde fur Flachenbefestigung, wenn erforderlich flr Entwasse-
rung, Einz&unung und Beleuchtung der Standflachen. Im Winter hat die Gemeinde die Fla-

chen von Schnee zu rdumen und bei Glatte zu streuen.

Wesentliche Anderungen im Betriebsablauf sind mit dem Landkreis abzustimmen.

(4) In Abstimmung mit dem Landkreis unterrichtet die Gemeinde die Bevdlkerung in geeigneter

Weise Uber die Wertstoffsammeleinrichtungen auf ihrem Gebiet.

83
Rechte und Pflichten des Landkreises

(1) Der Landkreis unterstitzt die Gemeinde bei der Planung der Wertstoffinseln.



(2) Der Landkreis bezahlt fur die Leistungen der Gemeinde ein Entgelt nach Maf3gabe von § 4.

84
Entgelt

(1) Der Landkreis bezahlt der Gemeinde als Entgelt fir alle Leistungen im Vollzug dieser Verein-

barung einen pauschalen Betrag von jahrlich 1,12 € pro Einwohner.

(2) Wird die in 8 1 Abs. 1 genannte Anschlussdichte von hdchstens 500 Einwohnern pro Wert-
stoffinsel nicht erreicht, so verringert sich das Entgelt wie folgt:

501 - 600 Einwohner/Wertstoffinsel = 0,90 €/Einwohner/Jahr

601 — 700 Einwohner/Wertstoffinsel = 0,67 €/Einwohner/Jahr

701 — 800 Einwohner/Wertstoffinsel = 0,45 €/Einwohner/Jahr

801 — 900 Einwohner/Wertstoffinsel = 0,22 €/Einwohner/Jahr

> 900 Einwohner/Wertstoffinsel = keine Férderung moglich

(3) MaRRgeblich fur die Festsetzung des Entgeltes nach den Absatzen 1 und 2 ist die Anzahl der

Containerstandorte und die Zahl der Einwohner am 1. Juli eines jeden Jahres.

(4) Die Auszahlung des Entgeltes erfolgt zum 1. Dezember eines jeden Jahres.

§5

Vertragsdauer, Kiindigung

(1) Die Vereinbarung gilt ab sofort und ersetzt die Vereinbarung vom . Abweichend
hiervon gilt § 4 mit Wirkung vom 01.01.2013.

(2) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Sie kann frihestens nach Ablauf

von finf Jahren gekindigt werden. Die Kindigungsfrist betragt sechs Monate.



(3) Beide Parteien sind berechtigt, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ohne Einhaltung einer

Kiindigungsfrist den Vertrag schriftlich zu kiindigen.

(4) Anderungen und Nebenabreden bediirfen der Schriftform.

§6
Anderung der Verhaltnisse

Andern sich die rechtlichen oder tatsachlichen Grundlagen dieser Vereinbarung, so hat die An-

passung an die gednderten Verhaltnisse Vorrang vor der Auflésung der Vereinbarung.

87
Beendigung des Vertrages

(1) Wird der Vertrag beendet, tragt der Landkreis dafir Sorge, dass die auf dem Grundsttick
befindlichen beweglichen Gegenstande, insbesondere Container, beseitigt werden.

(2) Der Landkreis stellt die Gemeinde von allen etwaigen Anspriichen frei, die gegen sie als
Grundstuckseigentimerin aufgrund der Nutzung der Flachen wahrend der Laufzeit dieser

Vereinbarung erhoben werden.



§8

Schiedsklausel
Zur Regelung von Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten ist vor Beschreiten des
Rechtsweges ein Einigungsversuch unter Vermittlung der Fachabteilung der Regierung von
Mittelfranken zu unternehmen.

Fir die Gemeinde Fir den Landkreis

, den , den
(Ort) (Ort)

(Burgermeister) (Landrat)



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SG13/031/2022

Sachgebiet: SG 13 - Kreisentwicklung, Klimaschutz, Datum: 14.10.2022
birgerschaftliches Engagement, Senioren

Bearbeitung:  Luisa Pscherer AZ. 13

Beratungsfolge Termin Behandlung

Ausschuss fur Umweltfragen, 27.10.2022 Offentliche Sitzung

Klimaschutz und

Abfallwirtschaft

Klimaschutzmanagement im Landkreis; Fortfihrung des Fdrderprogramms zur
Foérderung von Elektrorollern, S-Pedelecs und E-Lastenrader

Anlage:
Forderrichtlinien

|. Sachverhalt:

Der Landkreis fordert bereits seit 2017 mit jahrlich 10.000 € die Anschaffung von
Elektrorollern, S-Pedelecs und E-Lastenrader. Das Foérderprogramm wurde bereits 2019
einmal verlangert und endet mit dem 31.12.2022. Uber die Jahre konnten viele Elektroroller,
Speed-Pedelecs und seit 2020 auch E-Lastenrader geférdert werden und so zu einer
emissionsfreieren Mobilitat im Landkreis beitragen. Das Forderprogramm fligt sich zudem
ideal in das 2021 veréffentlichte Elektromobilitdtskonzept sowie in das Radverkehrskonzept
fur den Landkreis ein.

Elektroroller kénnen dabei mit 200 €, Speed-Pedelecs mit 300 € und E-Lastenrdder mit
400 € geférdert werden. Zusétzliche 50 € gibt es, wenn der Haushalt Okostrom bezieht oder
eine Photovoltaikanlage Dbetreibt. Durch den finanziellen Zuschuss sollen die
Landkreisbirgerinnen und -—birger dazu motiviert werden, sich klimafreundlicher
fortzubewegen und bestenfalls das Auto zu ersetzen.

Dieses Jahr war die Gesamtférdersumme in Hohe von 10.000 € auf Grund der hohen
Nachfrage bereits nach einem halben Jahr ausgeschopft. Nach interner Abklarung konnte
diese kurzfristig um weitere 5.000 € aus dem Klimaschutzbudget flir das Jahr 2022
aufgestockt werden. Insgesamt konnten mit der Gesamtsumme von 15.000 € dieses Jahr
20 Elektro-Roller, 1 Speed-Pedelec sowie 24 Elektro-Lastenréader geférdert werden. Der
Okostrombonus wurde 18 Mal in Anspruch genommen. Der letzte Forderantrag wurde am
12.08.2022 bewilligt.

Der Arbeitskreis Klimaschutz hat sich mit der Fortfiihrung der Foérderung fir Elektroroller, S-
P-Pedelecs und E-Lastenrader befasst und empfiehlt neben einer Verlangerung auch eine
finanzielle Aufstockung des Forderprogrammes. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, das
Foérderprogramm bis 2025 zu verlangern und die Finanzmittel von bisher 10.000 € auf
20.000 € jahrlich aufzustocken. Die Fordersatze je Antrag bleiben gleich.



Il. Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Umweltfragen, Klimaschutz und Abfallwirtschaft fasst folgenden
Beschluss:

1. Das Forderprogramm zur Foérderung von Elektrorollern, S-Pedelecs und E-Lastenradern
wird bis 31.12.2025 verlangert. Die Forderrichtlinien werden dementsprechend
angepasst.

2. Die jahrliche maximale Forderung wird auf 20.000 € festgesetzt. Die Verwaltung wird
beauftragt, die fur die Umsetzung des Projekts notwendigen Haushaltsmittel in den
Jahren 2023, 2024 und 2025 in den Landkreishaushalt einzuplanen.



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Forderrichtlinien Forderprogramm ,,Klein“-Elektromobilitat Landkreis
Erlangen-Hochstadt

1)

2)

3)
4)
5)
6)
7

8)

9)

Der Kauf eines ,Aufsitz“-Elektrorollers (keine (Tret-)Scooter) wird mit 200
Euro, eines S-Pedelecs mit 300 Euro und eines E-Lastenrades mit 400 Euro
seitens des Landkreises Erlangen-Hochstadt gefordert.

Die Forderung gilt fur Burgerinnen und Burger des Landkreises Erlangen-
Hochstadt mit Wohnsitz im Landkreis. Antragsberechtigt sind dabei nur
naturliche Personen des privaten Rechts.

Der Antragsteller erhalt den Betrag als Direktférderung auf das von ihm
angegebene Konto Uberwiesen.

Pro Haushalt kann nur eine Forderung pro Jahr in Anspruch genommen
werden.

Diese Forderung gilt nur fur Neufahrzeuge (Erstkauf). Gebrauchte E-Roller, S-
Pedelecs, (E-)Lastenrader sowie Eigenbauten werden nicht gefordert.
Gefordert werden alle Typen von ,Aufsitz“-Elektrorollern, S-Pedelecs und E-
Lastenrader. Die Forderung ist herstellerunabhangig.

Die Forderung gilt im Zeitraum vom 01.01.2020 bis 31.12.2025. MaR3geblich ist
das Datum des Kaufvertrages.

Die Forderantrage kdnnen uber https://www.erlangen-
hoechstadt.de/media/1362/férderrichtlinien.pdf heruntergeladen werden.
Eine Kopie des Kaufbelegs muss dem vollstandig ausgefullten und unter-
schriebenen Forderformular beigelegt werden. Die Unterlagen werden
postalisch gesendet an:

Landkreis Erlangen-Hochstadt

SG 13 Klimaschutz

Nagelsbachstralie 1

91052 Erlangen

oder per Email an

klimaschutz@erlangen-hoechstadt.de

Die vollstandig ausgeflllten Antrage werden hier gemald Eingangsstempel
oder —datum der Reihe nach bearbeitet. Unvollstandig eingehende Antrage
konnen nicht bearbeitet werden.

Der Forderantrag muss spatestens zwei Monate nach Kauf des Fahrzeugs
vom Antragsteller vorgelegt werden. Zu spéat eingehende Forderantrage
werden nicht berucksichtigt.

10)Eine Zusatzforderung von 50 € pro Fahrzeug wird gewahrt, wenn der

Antragsteller den Bezug von 100 % erneuerbaren Strom in seinem Haushalt
oder eine beantragte Umstellung auf Okostrom nachweisen kann. Dafiir ist
dem Fdrderantrag eine Kopie des Stromversorgungsvertrags oder ein
Nachweis der beantragten Umstellung beizulegen.

11)Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine Férderung. Eine Férderung kann nur

im Rahmen der zur Verfigung stehenden Mittel erfolgen.

12)Vorlaufige Forderzusagen bei einer Antragstellung vor Kauf haben eine

Gultigkeit von drei Wochen ab Zusagedatum.


https://www.erlangen-hoechstadt.de/media/1362/förderrichtlinien.pdf
https://www.erlangen-hoechstadt.de/media/1362/förderrichtlinien.pdf

LANDRATSAMT RE7Re
ERLANGEN-HOCHSTADT (§¥[%:

CO,-Bilanz Landkreis ERH
Zwischenstand

Luisa Pscherer, Ulrike Saul
Klimaschutzbeauftragte ERH



Entwicklung der (energiebedingten) CO,-Emissionen in ERH LANDRATSAMT
ERLANGEN-HOCHSTADT
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1.200.000
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* ohne Giter- und Flugverkehr



Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung (in Prozent)

ERH Bayern

m erneuerbare Energien

m erneuerbare Energien
= nicht-erneuerbare Energien ®m nicht-erneuerbare Energien

Stand 2020
Quelle: Energie Atlas Bayern & Bayerisches Landesamt flr Statistik



Zahlen zur Veranschaulichung LANDRATSAMT
ERLANGEN-HOCHSTADT

« Von der installierbaren Photovoltaik-Leistung auf bedingt
geeigneten, geeigneten und gut geeigneten Dachflachen sind
derzeit 4,6 Prozent genutzt (Quelle: Solarpotenzialkataster).

* Die derzeit installierten Windenergieanlagen in ERH
beanspruchen eine Flache von 0,38 Prozent des Landkreises
(Quelle: Energieatlas Bayern).

« Der Anteil an Elektroautos betragt 1,7 Prozent der derzeit in
ERH zugelassenen PKW (Quelle: Zulassungsstelle).

« Jeder Haushalt in ERH verfugt durchschnittlich mehr als 1,5
zugelassene PKW.

 Die Geb&aude in ERH werden zu rund 54 Prozent mit einer
Olheizung und zu rund 32 Prozent von einer Gasheizung
beheizt (insgesamt als 86 Prozent rein fossil).




Jahrliche Ausgaben in ERH fiir fossile Energien

Ausgaben fir

Gas & Heizol 137 Mio. Euro

Ausgaben fir _

Benzin & Diesel 277 Mio. Euro

Summe ~ 400 Mio. Euro

Preis 2021: 0,07 €/kWh Erdgas, 0,72 €/l Heizal, 1,56 €/| Super, 1,59 €/I Diesel
Preis heute: 0,15 €/kWh Erdgas, 1,2 €/| Heizol, 1,90 €/| Super, 2,1 €/l Diesel

ERLANGEN-HOCHSTADT

LANDRATSAMT

250 Mio. Euro

356 Mio. Euro

~ 600 Mio. Euro

=~ 4.400 Euro/Kopf
= 1,6 Mio. Euro/Tag



Was tun? (I) LANDRATSAMT
ERLANGEN-HOCHSTADT

Neben weiteren Anstrengungen im
Strombereich ist vor allem eine Warme- und
Verkehrswende erforderlich.

Dabel mussen CO,-Emissionen vermieden (1),
reduziert (2) und nicht-erneuerbare durch
erneuerbare Energien ersetzt werden (3).



Was tun? (ll)

Konsequenter
Klimaschutz im
eigenen
Wirkungshbereich

~N

/

Liegenschaften
(Neubau/Bestand)

Fahrzeugflotte &
Mitarbeitermobilitat

Finanzen
Beschaffung
Flachen

Abfall- und
Abwasserwirtschaft

ERLANGEN-HOCHSTADT

-

Entsprechende

~N

Signhalwirkung nach

\_

aufden

/

Rollenverstandnis
Narrativ
Botschaften

LANDRATSAMT

4 )

Aktivierung &
Befahigung
Insbesondere von
Gemeinden, Burgern

& Wirtschaft

\_ J




LANDRATSAMT [E/Pe
ERLANGEN-HOCHSTADT (¥[8

Vielen Dank fur lhre
Aufmerksamkeit!
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